




Textliche Festsetzungen

zum Ergänzungsplan Nr.1 zum Bebauungsplan Nr. 118

Redaktionelle Anmerkung: Rechtskraft 14.02.1968

1.) Art der baulichen Nutzung

Die Art der baulichen Nutzung ist im Ergänzungsplan entsprechend § 3 und 4 der BauNVO als 
Reines bzw. Allgemeines Wohngebiet festgelegt.

2.) Maß der baulichen Nutzung

Das Maß der baulichen Nutzung ist durch die Zahl der Vollgeschosse sowie durch die Grund-und 
Geschoßflächenzahl im Plan festgelegt. Die dort ausgewiesene Zahl der Vollgeschosse ist ein-
zuhalten, sie darf weder unter- noch überschritten werden.

3.) Baugestaltung

Die Festsetzungen über die Baugestaltung beruhen auf §§ 9 (2) BBauG, 4 der 1. DVO zum 
BBauG in Verbindung mit § 103 BauONW. Sämtliche Bauanlagen sollen in ihrer Formgebung 
Ausdruck einer neuzeitlichen Baugestaltung sein. Die Außenfronten aller Bauten sind in Ziegel-
rohbau oder Verblendbauweise auszuführen. Sich dem Bau einordnende andersartige Bauteile 
können zugelassen werden. Gebäudegruppen, die eine städtebauliche Einheit bilden, sind in der 
Architektur aufeinander abzustimmen.

Garagen und Läden sind an den ausgewiesenen Stellen mit Flachdach zu errichten.

4.) Festsetzungen über die Bauweise und die Art der baulichen Gestaltung in den einzelnen 
Baugebieten

Die Bebauungstiefe ist von der Baulinie gemessen und muß innerhalb Gebäudegruppen gleich 
sein.

Die zweigeschossige Reihenhausbebauung
Satteldach 25° Neigung ohne Drempel und Aufbauten
Bebauungstiefe max. 10,0m.

Die vier- und sechsgeschossige Bebauung
Flachdach
Bebauungstiefe max. 12,0 m

Die achtgeschossige Bebauung
Punkthaus mit Flachdach.

Dächer
Es gilt die festgelegte Neigung. Die Satteldächer sind mit dunklen Pfannen zu decken (altfarben 
oder engobiert). Grüne und rote Pfannen sind nicht statthaft.

Allgemein sind Dacheinschnitte für Balkone oder Terrassen sowie ein weiteres – wenn auch nur 
teilweise rückwärtiges – Vollgeschoß nicht statthaft. Schornsteinköpfe sind in Ziegelrohbau zu 
errichten.
Antennenanlagen und sonstige Freileitungen sind so anzubringen, daß das Gesamtbild nicht 
gestört wird. Fenster- und Dachrinnenantennen sind verboten. Für Mehrfamilienhäuser sind nur 
Gemeinschaftsantennen zulässig, für Reiheneigenheime sind solche anzustreben. Einzelanten-
nen sind nur im Dachraum gestattet.

Außenanlagen

Bauwerke, Gärten, Gemeinschaftsgrünanlagen und freie Landschaft sollen zu einer organischen 
Einheit zusammenwachsen. Durch die Anordnung der Einfriedigungen und Bepflanzung soll die 



Städtebauliche Raumbildung unterstrichen werden. Die geplante aufgelockerte Wohnform muß 
auch in der Grüngestaltung der mehrgeschossigen Genossenschaftsbauten zum Ausdruck 
kommen. Die Freiflächen und die mehrgeschossigen Bauten, sind als offene Grünanlagen ohne 
Einfriedigung zu gestalten.

V o r g ä r t e n sollen grundsätzlich nur sehr niedrig bepflanzt werden, damit sie – in den
Straßenraum einbezogen – eine gewisse Weiträumigkeit ermöglichen und den Blick auf die 
Gebäude freilassen.

Sie sind, wenn nicht anders festgelegt, nur mit einem Radwegkantstein zu begrenzen und spar-
sam zu bepflanzen. Nachbarbegrenzungen innerhalb der Vorgärten sind nicht erlaubt, ebenso-
wenig massive Einfriedigungen jeglicher Art.

E i n f r i e d i g u n g e n der Reiheneigenheimgrundstücke sind Straßenweise einheitlich 
durchzuführen. (Waldlattenzaun, senkrecht oder diagonal, max. 0,80 m hoch )

Die Nachbarbegrenzungen durch Maschendrahtzäune an schlanken Eisenpfosten, 0,80 m hoch, 
können nur hinter der Baulinie errichtet werden. Sie sind durch Bepflanzung zu verdecken. Bei 
Grundstücken mit zurückliegender Bebauung ( Garten vor dem Haus ) erfolgt die Einfriedigung 
auf der Straßenbegrenzungslinie.


